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I m Westen klafft ein tiefer Graben zwi-
schen der Mythologie und der Ge-
schichte“, sagte Claude Lévi-Strauss

in Kyoto; es war seine fünfte Reise nach Ja-
pan, relativ spät – 1977 – hatte er das Land
erstmals besucht: „In Japan hingegen fühlt
man eine intime Familiarität mit beiden,
und sie macht den packenden Charme die-
ser Zivilisation aus.“ Wie viel sie dem Er-
forscher bedrohter Völker und ihrer My-
then bedeutete, war seinen Gastgebern
klar. Das Thema, das sie ihm stellten, war
eine Falle: „Der Platz der japanischen Kul-
tur in der Welt“. Die Unmöglichkeit einer

Antwort begründete Claude Lévi-Strauss
mit seiner mangelnden Vertrautheit. Er
sei nicht in der japanischen Kultur gebo-
ren, sein Blick auf sie sei gezwungenerma-
ßen einer von „außen“. Überhaupt be-
zweifle er als Ethnologe, dass man „eine
Kultur objektiv in ihrer Beziehung zu den
anderen situieren könne“: „Schlimmer
noch: Ich spreche ihre Sprache nicht und
kann sie auch nicht lesen. Nur über franzö-
sische und englische Übersetzungen habe
ich Zugang zu ihrer Literatur gefunden,
von der ältesten bis zur zeitgenössischen.“

Umso mehr entzückte der ebenso be-
scheidene wie höfliche Lévi-Strauss seine
Zuhörer mit einer nicht ganz unerwarte-
ten Liebeserklärung. Er erzählte von sei-
ner frühesten „ästhetischen Emotion“,
die eine Gravur von Hiroshige bei ihm
auslöste. Sein Vater, ein Künstler, hatte
sie ihm geschenkt: „Meine Kindheit und
Jugend spielten sich mindestens so sehr,
wenn nicht noch mehr in Japan wie in
Frankreich ab, im Herzen und in Gedan-
ken.“ Zusammen mit der klassischen
abendländischen Musik sei die japani-
sche die einzige der Welt, die ihn inner-
lich berühre. Seine Eindrücke in Japan
misst er an den Erinnerungen an eine Rei-

se nach Israel: „Der Berg Kirishima, von
dem Ninigi-no-Mikoto herunterstieg, und
die Grotte, in der sich Ohirume versteck-
te, haben mich stärker ergriffen als der
mutmaßliche Standort von Davids Tem-
pel, die Grotte von Bethlehem, das Grab
von Lazarus.“

Die Rede in Kyoto wurde damals in der
„Revue d’ésthetique“ gedruckt und jetzt
zusammen mit anderen unveröffentlich-
ten oder kaum zugänglichen Texten über
Japan in einem Band zusammengefasst.
Die Sammlung macht die Sonderstellung
deutlich, die Japan im Werk und im Emp-
finden von Lévi-Strauss einnimmt und
seine methodologischen Prinzipien zu de-
mentieren droht: Der fremde Blick ist kei-
neswegs weniger ergiebig als die Sicht
des Eingeborenen. Und markanter könn-
te eine Bestandaufnahme über „Japan in
der Welt“ gar nicht ausfallen.

„Vor bald einem halben Jahrhundert“,
schreibt er 2001 im Vorwort zu einer neu-
en japanischen Ausgabe der „Traurigen
Tropen“, „habe ich in diesem Buch mei-
ner Angst vor den zwei Gefahren für die
Menschheit Ausdruck verliehen: dem Ver-
lust der Wurzeln und der Übervölkerung.
Zwischen der Treue zur Tradition und
den wissenschaftlichen wie technischen
Entwicklungen hat Japan als vielleicht
einzige Nation der Welt ein Gleichge-
wicht gefunden. Die gesamte Menschheit
findet hier ein Beispiel, das sie bedenken
sollte.“

Dass das „Ende einer Epoche“ indes
auch für Japan gekommen sein könnte,
hat er mehrfach angedeutet. Im Interview
mit dem Fernsehsender NHK sprach er
vom „Ende der Epoche, in der es ein
Gleichgewicht gab zwischen den Men-
schen und der Natur. Zwischen den Men-
schen und den neuen Gattungen. Der
Mensch konnte sich nicht als Herr und
Meister über die Schöpfung aufspielen, er
wusste, dass er Teil von ihr ist, zusammen
mit anderen, die er respektieren muss.“

Am Rande brachte Lévi-Strauss The-
men ein, die seinen Zuhörern in Kyoto
und vor dem Fernsehschirm nicht beson-
ders gefallen konnten: Er lobte Korea
und machte Anspielungen auf die Kolo-
nialisierung durch Japan in der ersten
Hälfte des 20. Jahrhundert. Und er rührte
an ein Tabu: die Insularität und Homoge-
nität der japanischen Zivilisation. Ohne
jeden Zweifel, stellt er fest, hätten im Lau-
fe der Jahrtausende die „Keime der Diver-
sität“ Japan erreicht.

Die Texte dieser Sammlung entstanden
in einer Zeit, da Claude Lévi-Strauss um
die achtzig Jahre alt war und keineswegs
der Erwartung huldigte, hundert zu wer-
den. Sie enthalten ein trauriges Vermächt-
nis, das durch den Zeitpunkt ihrer Publi-
kation, praktisch als Begleitprogramm zu
Fukushima, eine beklemmende Aktuali-
tät erhält. Das Gleichgewicht ist wohl
nicht nur im Blick von außen zerstört.
Für die japanischen Leser müssen sie im
Nachhinein und gebündelt in diesem
Band wie eine Einstimmung in den Ab-
schied klingen. Der Kulturpessimist Lévi-
Strauss hatte allerdings noch einen ande-
ren Horizont vor Augen: „Ein Atomkrieg
könnte drei Viertel der Menschheit aus-
merzen. Die Überlebenden würden Le-
bensbedingungen wie in den vom Ausster-
ben bedrohten Gesellschaften vorfinden,
die ich beschrieb.“ JÜRG ALTWEGG

1980 gab der Professor für Molekularbio-
logie an der Universität Zürich, Charles
Weissmann, auf einer Pressekonferenz
im Park Plaza Hotel in Boston bekannt,
dass es der von ihm mitbegründeten Gen-
fer Firma Biogen gelungen war, Interfe-
ron künstlich herzustellen. Weltweit über-
schlugen sich die Medien, diese wissen-
schaftliche Sensation zu vermelden. Aller-
dings mischten sich schon damals einige
kritische Stimmen unter den Jubelchor,
die die Verknüpfung von wissenschaft-
lichen und kommerziellen Interessen an-
merkten. 1981 diskutierte das Committee
on Genetic Experimentation des Interna-
tional Council of Scientific Unions auf ei-
ner Tagung in Rom nicht nur die bioethi-
schen Aspekte der molekularbiologi-
schen Forschung, sondern auch das Ver-
hältnis von Hochschule und Industrie.

Einer der Teilnehmer forderte, dass
Hochschulangehörige, die ein eigenes Un-
ternehmen gründeten, die Universität ver-
lassen müssten. Weissmann, der sich an-
gesprochen fühlte, rechtfertigte sein Ver-
bleiben an der Universität Zürich unter
anderem damit, dass es in der Schweiz
eine lange Tradition der engen Verzah-
nung von chemisch-pharmazeutischer In-
dustrie und Hochschule gebe, von der bei-
de profitierten. War dies nur eine Schutz-
behauptung, oder hat es den fließenden
Übergang zwischen universitärer und in-
dustrieller Forschung schon immer gege-
ben, zumindest in der Schweiz? Dieser

Frage geht nun eine neuere wissenschafts-
geschichtliche Untersuchung nach.

Am Beispiel der Gesellschaft für
Chemische Industrie Basel (Ciba) und
des Pharmaunternehmens Hoffmann-La
Roche zeichnet Michael Bürgi die lang-
fristigen Veränderungen in den Koope-
rationspraktiken zwischen chemischer
und pharmazeutischer Industrie in der
Schweiz und den eidgenössischen Hoch-
schulen – insbesondere der ETH Zürich –
nach, und zwar vom späten 19. Jahrhun-
dert bis in die achtziger Jahre. Dabei wird
die bekannte These hinterfragt, dass es in
den letzten Jahrzehnten zu einer Intensi-
vierung der Zusammenarbeit gekommen
sei und damit die Grenze zwischen (kom-
merzieller) industrieller und universitärer
Forschung immer mehr verschwimme.

Bürgi kann nachweisen, dass bereits in
der Gründerzeit nicht nur die deutsche,
sondern auch die schweizerische Chemie-
industrie eng mit Professoren zusammen-
arbeitete, vor allem auch in Hinblick auf
die Rekrutierung von Fachleuten. Firmen
wie Ciba und Roche nahmen, was bislang
wenig bekannt war, schon früh Einfluss
auf die Gestaltung von Ausbildungsgän-
gen für Ingenieurchemiker, wobei „Mei-
nungsverschiedenheiten und Interessen-
konvergenzen in bildungspolitischen Fra-
gen . . . oft auch quer zur Grenze zwischen
Hochschule und Industrie“ verliefen, wie
der Autor anhand von Akten aus Universi-
täts- und Firmenarchiven rekonstruiert.

Aufgezeigt wird auch, wie eng die for-
schungsorientierte Zusammenarbeit zwi-
schen einzelnen Professoren an der ETH
Zürich und den genannten Firmen war.
Bürgi betont, dass nicht nur einzelne Aka-
demiker von Industriegeldern profitier-
ten, sondern auch ganze Hochschulinstitu-
te. Diese Forschungskooperationen er-
laubten es den an schweizerischen Hoch-
schulen tätigen Chemikern, darunter vier
Nobelpreisträger, sich in den lukrativen
Dienst eines Pharmaunternehmens zu stel-

len, ohne ihre akademischen Ambitionen
aufgeben zu müssen.

Erst als sich in den späten sechziger
Jahren die Nachfrage der pharmazeuti-
schen Industrie nach akademisch ausge-
bildetem Personal zu den molekularen
Biowissenschaften verlagerte, gründeten
Schweizer Pharmaunternehmen eigene
Forschungsinstitute, die zwar von ihnen

finanziert wurden, ansonsten aber weitge-
hend akademische Strukturen aufwiesen,
was eine gezielt herbeigeführte institutio-
nelle „Entgrenzung von Hochschule und
Industrie“ bedeutete.

Als Beispiel nennt Bürgi zwei For-
schungsinstitute für biomedizinische
Grundlagenforschung, die außerhalb der
Universitäten, aber im akademischen Um-
feld angesiedelt waren, das Roche Insti-
tute of Molecular Biology in New Jersey
(1967 gegründet) und das Basler Institut
für Immunologie (gegründet 1968). Bei-
de Einrichtungen bildeten Doktoranden
aus, und leitende Mitarbeiter übernah-
men Lehrverpflichtungen an benachbar-
ten Universitäten. Doch erwies sich diese
Lösung nicht als ein Königsweg, die Gren-
ze zwischen industrieller und akademi-
scher Forschung neu zu bestimmen.

Denn Ende der siebziger Jahre entstan-
den zuerst in den Vereinigten Staaten,
dann auch in Europa Biotechnologie-
unternehmen, die von Akademikern ge-
gründet wurden und es diesen erlaubten,
ihre Forschungsergebnisse kommerziell
zu verwerten – ohne ihre akademischen
Freiheiten deswegen aufgeben zu müssen,
aber auch ohne sich einer ganz anderen
Struktur, wie der Hierarchie eines Großun-
ternehmens, anpassen zu müssen. Womit
die Unterscheidung von Grundlagenfor-
schung und angewandter Forschung, wel-
che die Wissenschaftspolitik nach wie vor
beschäftigt, noch etwas komplexer gewor-
den war.  ROBERT JÜTTE

H eute findet sich die Menschheit mit
der Monokultur ab. Sie schickt sich
an, die Zivilisation in Massen zu er-

zeugen wie die Zuckerrüben. Sie werden
bald ihre einzige Kost sein.“ So steht es in
den „Traurigen Tropen“ von Claude Lévi-
Strauss, in denen der Ethnologe contre
cœur als Sendbote genau dieser Monokul-
tur auftritt, der er doch durch seine er-
träumte Begegnung mit einer anderen, ver-
meintlich ursprünglichen Gesellschaft im
brasilianischen Urwald hatte entgehen wol-
len. An diesem Grundmotiv der ethnologi-
schen Ernüchterung, mit dem Lévi-Straus
1954 einem großen Publikum bekannt wur-
de, änderten auch seine späteren Arbeiten
nichts. Was immer aus den strukturalen
Analysen von Verwandtschaftssystemen,
Erzählungen und Praktiken über die Ar-
beit der Kultur und ihr Verhältnis zum ver-
meintlich bloß Natürlichen zu lernen war –
an der Diagnose der voranschreitenden
Homogenisierung im globalen Maßstab än-
derte das nichts. Die Ethnologie erinnerte
zwar an andere Möglichkeiten kultureller
Organisation, aber konkret ergreifen lie-
ßen sich diese Varianten so wenig wie das
ganz andere bei den Tupi-Kawahib.

Deshalb merkt man beim Titel des nun
postum erschienenen Bändchens von
Lévi-Strauss gleich auf. Denn die drei bis-
her unveröffentlichten Vorträge, gehalten
1986 in Japan, handeln von der „Ethnolo-
gie angesichts der Probleme der moder-
nen Welt“. Sollte die Ethnologie für Lévi-
Strauss also jenseits von grundsätzlicher
Ernüchterung und strukturaler Feinarbeit
tatsächlich konkrete Wege aufzeigen, mit
Schwierigkeiten unserer eigenen Welt fer-
tig zu werden?

Die Antwort auf diese Frage fällt nicht
ganz eindeutig aus. Zuerst treibt Lévi-
Strauss seinen Zuhörern die Vorstellung
aus, dass man es bei den Gesellschaften,
die Ethnologen vor allem interessieren –
klein, ohne Schrift und elaborierte me-
chanische Künste – mit auf der Strecke ge-
bliebenen Verlierern zu tun habe: Denn
schließlich lösen sie nicht nur die unver-
änderlichen sozialen Grundaufgaben, sie
tun es sogar auf eine robuste Weise, wie
sie größeren Gesellschaften notgedrun-
gen abhandenkommt.

Weshalb sich an ihnen die Grundlek-
tion memorieren lässt, dass unsere eige-
nen Varianten der sozialen Ordnung we-
der „natürlich“ noch alleinseligmachend
sind. Doch neben dieses grundlegende Be-
scheidungsmotiv stellt Lévi-Strauss auch
einen ins Detail gehenden Vergleich, und
zwar in Sachen Reproduktionsmedizin. De-
ren Techniken – von künstlicher Befruch-
tung über Eispenden bis zu Leihmüttern –
bringen biologische und soziale Katego-
rien von Elternschaft auf eine Weise über
Kreuz, die den Gesetzgebern in westlichen
Gesellschaften einiges Kopfzerbrechen be-
reite. Kleine Gesellschaften finden hinge-
gen ohne avancierte technische Mittel im
Effekt durchaus vergleichbare Lösungen
für die Umgehung von Unfruchtbarkeit,
die solche Probleme gar nicht erst auf-
kommen lassen, weil in ihnen die soziale
Zuordnung strikt Vorrang vor der biologi-
schen hat.

Lässt sich daraus aber wirklich etwas
für unseren Umgang mit diesen Fragen
lernen, wie Lévi-Strauss es anvisierte?
Nicht leicht jedenfalls, denn wir müssten

dazu eine mittlerweile mit „biologischen“
Elementen und Praktiken dicht durchsetz-
te Weltsicht revidieren; und können auch
unmöglich die absolute soziale Bedeu-
tung von Verwandtschaftsbeziehungen si-
mulieren, die in den kleinen Gesellschaf-
ten nun einmal den Hintergrund der Ver-
fahren zur Nachwuchssicherung auf Um-
wegen abgibt.

So läuft es doch eher auf das schon an-
geschlagene Grundmotiv hinaus, den ei-
genen sozialen Organisationsformen im
Spiegel der vom Ethnologen skizzierten
Gesellschaften den Anschein ihrer Natür-

lichkeit zu nehmen. Die Botschaft ist: Es
geht prinzipiell auch anders. Sie hielt
Lévi-Strauss für entscheidend in Zeitläuf-
ten, in denen die westlichen Gesellschaf-
ten für ihn bereits ihr eigenes normatives
Modell verloren hatten und in sich nichts
mehr finden, aus dem sie neuen Antrieb
gewinnen könnten.

Auf der Spur dieser entschiedenen
Diagnose einer erschöpften Moderne
kehrt Lévi-Strauss auch zur drohenden
Monokultur zurück, die er schon dreißig
Jahre zuvor in Aussicht gestellt hatte:
Denn so wie die Menschheit im globalen
Kapitalismus dabei sei, das genetische
Reservoir ihrer Subsistenz zu vernichten,
so lösche sie mit den verschwindenden
kleinen Gesellschaften das kulturelle Re-
servoir, die Varianten kultureller Grund-
figuren, auf die sie für Problemlösungen
zurückgreifen könnte. Und wie immer
man diese Möglichkeit und die hinter ihr
stehende Diagnose einschätzt: Bündiger
kann man den so bestimmten Einsatz ei-
ner ethnologischen Kulturkritik nicht
verhandeln, als es Lévi-Strauss in diesen
Vorträgen tut. Ein schmales Bändchen,
aber von Bedeutung für das Profil eines
großen Autors. HELMUT MAYER
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Varianten unserer kulturellen Natur im Blick: Claude Lévi-Strauss, 1986  Foto Ullstein

Vom Zauber Japans für
den Blick aus der Ferne

Grundlagen möchten auch angewandt sein
Michael Bürgi verfolgt die moderne Pharmaforschung auf ihrem Weg zwischen Hochschule und Industrie
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Neue Sachbücher

Über Lektionen kleiner Gesellschaften für die westliche Welt und
den japanischen Sonderweg in die Moderne: Zwei Bände mit Texten
des vor eineinhalb Jahren verstorbenen Claude Lévi-Strauss führen
ins Zentrum seiner ethnologisch gefassten Kulturkritik.

Zum Artikel „Tillich kritisiert Ermittlungs-
behörden“ und zur Glosse „Störfall“
(F.A.Z. vom 25. Juni): Die Kritik des säch-
sischen Ministerpräsidenten und der
Dresdener Staatsanwaltschaft daran,
dass die Polizei bei der Funkzellenabfra-
ge gesammelte Daten auch bei den Er-
mittlungen wegen möglicher Verstöße ge-
gen das Versammlungsgesetz eingesetzt
hat, lässt außer Acht, dass Bürger dieses
Landes daran gehindert worden sind, ihr
für die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung fundamentales Grundrecht auf
Versammlungsfreiheit auszuüben.

Das Bundesverfassungsgericht hat seit
seiner Brokdorf-Entscheidung gerade die-
sem Grundrecht in seiner Rechtsprechung
eine überragende Bedeutung beigemes-
sen. Wenn in diesem Zusammenhang
Straftaten begangen werden, wird dieses
Grundrecht beeinträchtigt. Der ebenfalls
verfassungsrechtlich verankerte Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit wird hier be-
achtet, wenn das öffentliche Interesse dar-
an, erhebliche Straftaten aufzuklären, hö-
her zu bewerten ist als das gleichermaßen
verfassungsrechtlich geschützte Recht auf
informationelle Selbstbestimmung.

Bei der Demonstration in Dresden
ging es neben den möglichen Verstößen
gegen das Versammlungsgesetz um den

Vorwurf des schweren Landfriedens-
bruchs, weil Müllcontainer angezündet,
Polizisten mit Pflastersteinen beworfen
wurden und ein alternatives Wohnprojekt
gewaltsam angegriffen wurde. Auch steht
der Vorwurf des versuchten Totschlags im
Raum, weil ein Polizist von einem Eisen-
spieß am Helm getroffen wurde.

Das öffentliche Interesse daran, diesen
schwerwiegenden Vorwürfen mit allen
modernen Ermittlungsmethoden nachzu-
gehen, ist höher zu bewerten als das Inter-
esse an der unkontrollierten Nutzung von
Handys. Dies gilt jedenfalls dann, wenn
die Funkzellenabfrage vorab richterlich ge-
nehmigt wurde, die Betroffenen im Nach-
hinein darüber informiert wurden und des-
halb notfalls vor Gericht erstreiten kön-
nen, dass ihre Daten wieder gelöscht wer-
den, wenn sie mit den Vorwürfen nichts
zu tun haben. Hier muss zudem berück-
sichtigt werden, dass nur die Verbindungs-
daten, nicht jedoch Gesprächsinhalte auf-
gezeichnet worden sind. Auch leuchtet in
diesem Zusammenhang nicht ein, dass
Landtagsabgeordneten eine Sonderrolle
bei der Aufzeichnung von Daten zugebil-
ligt werden soll. Sie müssen sich vielmehr
so behandeln lassen, wie die Bürgerinnen
und Bürger, die sie gewählt haben.
KLAUS DEIBEL, MÜNSTER

Zu „Kein Wimbledon – Das wichtigste
Turnier im Tennis nur im Bezahl-TV“
(F.A.Z.-Feuilleton vom 22. Juni): Nun
auch kein Wimbledon-Tennis im öffentli-
chen Fernsehen, nachdem schon von der
Kernsportart Leichtathletik fast nichts
mehr zu sehen ist. Woher sollen Kinder
und Jugendliche sich für diese beiden
Sportarten, für die eigentlich nur die fas-
zinierenden Fernsehbilder werben, be-
geistern? Nach dem guten Abschneiden
unserer neuen Tennis-Teenies wurde da-
mit eine Chance vertan. Wofür bezahlen
wir eigentlich Fernsehgebühren? Auch
das öffentliche Fernsehen trägt eine Ver-
antwortung.
DR. JOACHIM GUNKEL, DANNEWERK

Zum Artikel „Die zauberhafte Entschär-
fung des Atommülls“ (F.A.Z., „Natur und
Wissenschaft“ vom 22. Juni): Monika Et-
spüler und der F.A.Z.-Redaktion besten
Dank, zur Verbreitung des Wissens über
das Verfahren der Transmutation langlebi-
ger Nuklide in kürzerlebige beigetragen zu
haben. Auch wenn noch nicht unmittelbar
großtechnisch nutzbar, eröffnet das Ver-
fahren die Aussicht auf eine Entspannung
der Endlagerungsproblematik.

Deutsche Institute der Helmholtz-Ge-
meinschaft sind in die europäischen For-
schungen integriert und können maßgebli-
chen Einfluss auf die Weiterentwicklung
nehmen. Wenn die Wissenschaftler, wie
Frau Etspüler schreibt, die bereits zur End-
lagerung eingeglasten Brennstäbe unbe-

handelt ihrer Endlagerung zuführen wol-
len, so fürchte ich um die Akzeptanz des
Verfahrens, das den Betrieb eines speziel-
len Kernreaktors erfordert, in der breiten
Öffentlichkeit unseres Landes.

Aus ethischen Gründen sollten doch
besser alle Anstrengungen unternommen
werden, das Problem der Endlagerung des
bereits vorhandenen Abfalls zu entspan-
nen, indem die Wissenschaftler ihre For-
schung gezielt darauf richten. Nur so könn-
te ich mir die Billigung einer kerntechni-
schen Anlage über den Ausstiegstermin
hinaus wenigstens in jenem Teil der Bevöl-
kerung vorstellen, welcher rational noch
ansprechbar und bereit ist, Verantwortung
für die Zukunft zu tragen.
DR. UWE BRINKMANN, BOVENDEN

Der Beitrag des deutschen und des russi-
schen Außenministers in der F.A.Z. vom
22. Juni zum 70. Jahrestag des deutschen
Angriffs auf die Sowjetunion ist ein Doku-
ment nationalstaatlicher Partnerschaft
und Zusammenarbeit. Es ist gut, sich die
Kriegsgeschichte zu vergegenwärtigen
und daraus Lehren für die Zukunft zu zie-
hen. Der Beitrag ruft aber zwei Irritatio-
nen hervor durch das, was unerwähnt
bleibt.

Zum einen: Der 22. Juni 1941 ist ein ent-
scheidendes Datum. Denn an diesem Tag
wurde der Krieg, den Deutschland am 1.
September 1939 gegen Polen begonnen
hatte und der allgemein als der Zweite
Weltkrieg bezeichnet wird, auf die Sowjet-
union ausgeweitet und hat dort unendli-
ches Leid verursacht. Es berührt aller-
dings eigenartig, dass die beiden Außenmi-
nister kein Wort darüber verlieren, dass
der „sinnlose und brutale Krieg“, von dem
sie sprechen, nicht erst 1941, sondern be-
reits 1939 begann und dass sich dabei die
verbrecherischen Führungen zweier Staa-
ten, nämlich Deutschlands und der Sowjet-
union, in einem geheimen Pakt darauf ver-
ständigten, das Nachbarland Polen aufzu-
teilen und zu besetzen. Schon dieser ver-
brecherische Pakt „brachte unendliches
Leid und Qualen für Millionen von Men-
schen und kostete unzählige Opfer“.

Er führte auf deutscher Seite zum An-
schluss der westlichen Gebiete Polens an
Deutschland und zur Errichtung des deut-
schen Generalgouvernements in Zentral-
polen, zur Vertreibung von fast einer hal-
ben Million Menschen aus den annektier-
ten Gebieten in das Gouvernement, zu
umfangreichen Mordaktionen, denen die
polnische Intelligenz, Geistlichkeit, der
Adel und Juden zum Opfer fielen, zur De-
portation von rund zwei Millionen Men-

schen zur Zwangsarbeit und von einigen
hunderttausenden Menschen in Konzen-
trationslager und Gefängnisse.

Auf sowjetischer Seite führte der Pakt
zur Annektierung Ostpolens durch die
UdSSR, zur Verhaftung von rund 110 000
Personen, zur Ermordung von gut 22 000
Offizieren und Vertretern polnischer Eli-
ten in Katyn und anderen Orten, zur De-
portation von über 400 000 Menschen, Fa-
milien und Kindern, die durch Hunger
und schwere Arbeit dezimiert wurden,
und zur Rekrutierung von 150 000 jungen
Männern aus Ostpolen zum Dienst in der
Roten Armee; des Weiteren zum Winter-
krieg gegen Finnland 1939/40 und der An-
nektierung von Karelien und weiteren Ge-
bieten Finnlands sowie zur Einverleibung
der baltischen Staaten in die UdSSR. Wer
diese Vorgeschichte gänzlich ausblendet
und auf die verheerenden Auswirkungen
des deutsch-sowjetischen Paktes und an-
schließenden Kampfes zweier totalitärer
Regime nicht eingeht, wie dies jahrzehnte-
lang zur Staatsräson der Sowjetunion und
auch noch Russlands gehörte, der kann
leicht altes Misstrauen neu schüren.

Zum anderen: Ein vertrauensvolles Zu-
sammenwirken von Deutschland und
Russland in der Sicherheitspolitik ist zu be-
grüßen. Dass Deutschland hier jedoch als
Teil der EU und Nato agiert und „andere
Partner“ nicht erst dazukommen können,
sofern sie die deutsch-russischen Zielset-
zungen teilen, wie es im Beitrag der Au-
ßenminister heißt, sondern bereits konsti-
tutiv Teil dieses Zusammenwirkens sind,
sollte in einem solchen Text doch anklin-
gen. Dann wäre der Beitrag ein Doku-
ment einer europäisch und transatlantisch
integrierten Partnerschaft von Deutsch-
land und Russland geworden.
STEPHAN RAABE, WARSCHAU

Zur Feuilletonglosse „Dreisätze“ (F.A.Z.
vom 14. Juni): Ethnische Statistiken in
Frankreich besagen: „11 Prozent der Ein-
wanderer-Kinder verlassen die Schule
ohne Abschluss, bei den anderen sind es
6 Prozent.“ In der Deutung des Pariser In-
nenministers Guéant gehen „zwei Drittel
der vorzeitigen Schulabbrecher auf Kos-
ten der Einwanderer“. Diese Deutung
bleibt dem Feuilleton „schleierhaft“.

Vielleicht kann ich helfen: Wenn Ein-
wanderer- und französische Kinder im un-
tersuchten Schulbezirk (mit 50 zu 50)
gleich verteilt sind, ergeben im Zahlen-
modell 11 Prozent Einwanderer-Abbre-
cher 5,5 Schüler, 6 Prozent französische
Abbrecher 3 Schüler. Gesamtabbrecher:
8,5. Anteil der Schulabbrecher mit „Ein-
wandererhintergrund“: 65 Prozent, annä-
hernd zwei Drittel (5,5 zu 8,5). Quod erat
demonstrandum.

Das Abbrecherverhältnis von 2 zu 1
(11 zu 6 Prozent) kommt einem aus der
jüngeren deutschen Integrationsdebatte
irgendwie bekannt vor.

Nun hat der französische Minister bei
anderer Gelegenheit gezeigt, dass er den
Dreisatz nicht beherrscht. Ein Blick wie-
der über den – in dem Abschnitt zur Hälf-
te französischen – Rhein nach Straßburg
zeigt, dass es auch um die Rechenkünste
unserer Politiker nicht immer zum Bes-
ten steht. Eine deutsche Abgeordnete,
Mitglied des Haushaltsausschusses des

Europäischen Parlaments, soll der Pro-
zentrechnung nicht gewachsen sein.

Spannend wäre es, wenn einer unse-
rer Kabarettisten die Grundrechenfertig-
keiten deutscher Politiker prüfen würde.
Bei den Atomkraft-Blitzaussteigern
könnte er anfangen. Von der Befragung
ausgenommen natürlich die Bundes-
kanzlerin (da Physikerin) und Kanzler-
aspirant Röttgen (da einer der Volljuris-
ten, die ja bekanntlich alles können).
PETER SCHÖNBERG, MOERS
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